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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RJ 175/02
Datum 19.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 713/04
Datum 19.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
19.10.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.
Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten sind Leistungen wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
streitig.

Die 1962 geborene KlÃ¤gerin hat keinen Beruf erlernt und nach eigenen Angaben
mit Unterbrechungen als Gastronomieangestellte, NÃ¤herin, Wachfrau/PfÃ¶rtnerin
und zuletzt als Kellnerin versicherungspflichtig gearbeitet (letzter Pflichtbeitrag am
02.05.1988 entrichtet).

Am 10.05.2000 beantragte die KlÃ¤gerin wegen eines Anfallsleidens die Bewilligung
von Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte lehnte den Antrag
mit Bescheid vom 19.12.2000 wegen mangelnder Mitwirkung ab. Auf den
Widerspruch vom 09.01.2001 lieÃ� die Beklagte die KlÃ¤gerin durch den
Neurologen und Psychiater Prof. Dr.Dr.N. untersuchen, der kÃ¶rperlich leichte und
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mittelschwere TÃ¤tigkeiten in Vollschicht fÃ¼r zumutbar hielt (Gutachten vom
12.12.2001), auch die letzte TÃ¤tigkeit als Kellnerin (die Begutachtung wurde
vorzeitig beendet).

Im Anschluss an das Ergebnis dieses Gutachtens lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 27.12.2001 und Widerspruchsbescheid vom 11.03.2002 den Rentenantrag ab
und verwies die KlÃ¤gerin auf TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes in
Vollschicht.

Das hiergegen angerufene Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) hat nach Beinahme
verschiedener Ã¤rztlicher Unterlagen und Befundberichte den Nervenarzt Dr.B. mit
der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Im Gutachten vom 19.10.2004 ist
dieser zu dem Ergebnis gelangt, dass das psychische Befinden der KlÃ¤gerin durch
das zwischenzeitlich durchgefÃ¼hrte Heilverfahren in der Reha-Klinik Bad K. (15.
bis 28.07.2004, das Heilverfahren wurde vorzeitig abgebrochen) wohl stabilisiert
sei. Es liege eine Epilepsie seit dem 18. Lebensjahr vor; es komme gelegentlich zu
groÃ�en nÃ¤chtlichen AnfÃ¤llen, tagsÃ¼ber trÃ¤ten vorwiegend kurzfristige
Absencen auf. Auf dem somatischen Sektor bestehe ein rezidivierendes HWS- und
LWS-Syndrom. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GesundheitsstÃ¶rungen seien noch
leichte bis mittelschwere Arbeiten mindestens sechsstÃ¼ndig zumutbar. Zu
vermeiden seien TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher Belastung und an
unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen, auÃ�erdem TÃ¤tigkeiten mit besonderer
Belastung des Bewegungs- und StÃ¼tzsystems.

Dieser Leistungsbeurteilung hat sich das SG angeschlossen und die Klage â��
gerichtet auf eine "TeilerwerbsunfÃ¤higkeitsrente" â�� mit Urteil vom 19.10.2004
abgewiesen.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin, die im Wesentlichen
geltend macht, sie sei nach wie vor hÃ¶chstens fÃ¼r vier Stunden tÃ¤glich
einsetzbar. Die Tatsache, dass bei ihr schwerpunktmÃ¤Ã�ig die groÃ�en AnfÃ¤lle
fast nur nachts auftrÃ¤ten, schlieÃ�e nicht aus, dass sie auch aus anderen
GrÃ¼nden einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente habe, da nach diesen
groÃ�en AnfÃ¤llen die FÃ¤higkeit zu arbeiten erst nach zwei bis vier
aufeinanderfolgenden Tagen gegeben sei. Selbst nach den hÃ¤ufiger auftretenden
kleineren AnfÃ¤llen, die nicht selten mehrmals tÃ¤glich auftrÃ¤ten, liege
unmittelbar danach ArbeitsunfÃ¤higkeit von einem Tag vor. SchlieÃ�lich sei sie
wegen ihrer Schwerbehinderung gezwungen, zusÃ¤tzliche betriebsunÃ¼bliche
Pausen auch wÃ¤hrend anfallsfreier Phasen einzuhalten.

Der Senat hat nach Beinahme der Unterlagen und eines Befundberichtes der die
KlÃ¤gerin jetzt behandelnden Neurologin und Psychiaterin Dr.S. und der
Schwerbehindertenklageakte des SG WÃ¼rzburg (S 11 SB 978/03, ein Gutachten
wurde dort nicht eingeholt, da die KlÃ¤gerin drei Mal die Untersuchung beim
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen absagte) den Neurologen Dr.S. zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser gelangte im Gutachten vom 27.05.2005
ebenfalls zu der Beurteilung, dass der KlÃ¤gerin leichte bis mittelschwere Arbeiten
vollschichtig zumutbar seien. Letzten Endes deckt sich die Leistungsbeurteilung des
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Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen mit der der Vorgutachter. Vermieden werden sollen
im Hinblick auf die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen
TÃ¤tigkeiten mit Nachtschicht, mit besonderer Anforderung an das Konzentrations-
oder ReaktionsvermÃ¶gen und TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck. Die KlÃ¤gerin hat sich
zu diesem Gutachten nicht geÃ¤uÃ�ert.

Die KlÃ¤gerin, fÃ¼r die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung niemand erschienen ist,
beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 19.10.2004 sowie den
Bescheid vom 27.12.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
11.03.2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr ab 10.05.2000 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit hilfsweise wegen voller Erwerbsminderung hilfsweise
wegen teilweiser Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung ihres Antrags verweist die Beklagte darauf, dass die Ermittlungen
des Senats ergeben hÃ¤tten, dass die von ihr angenommene Leistungsbeurteilung
bestÃ¤tigt worden sei. Dem Gutachten von Dr.S. sei uneingeschrÃ¤nkt
zuzustimmen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren neben den
Gerichtsakten der ersten und zweiten Instanz die vom Senat beigezogenen
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und die frÃ¼heren Klageakten des SG
WÃ¼rzburg S 6 R 3/01, S 8 R 570/01, S 8 R 680/01 und S 11 SB 978/03.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist
zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als nicht begrÃ¼ndet. Das SG und die Beklagte
haben zu Recht entschieden, dass die KlÃ¤gerin weder erwerbs- noch
berufsunfÃ¤hig und auch nicht voll bzw. teilweise erwerbsgemindert ist, weil sie bei
vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen noch mehr als die HÃ¤lfte einer
vergleichbaren Versicherten verdienen kann (Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der bis zum
31.12.2000 geltenden Fassung).

Der Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU) bei einer Antragstellung
vor dem 31.03.2001 (hier am 10.05.2000) ist nach den Vorschriften des Sechsten
Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB VI) in der bis zum 31.12.2000 geltenden
Fassung (aF) zu beurteilen, soweit ein Anspruch aus der Zeit vor dem 01.01.2001
geltend gemacht wird (vgl Â§ 300 Abs 2 SGB VI). FÃ¼r den Anspruch sind aber auch
die Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung (nF)
maÃ�geblich, soweit (hilfsweise) Rente wegen Erwerbsminderung beginnend fÃ¼r
eine Zeit nach dem 31.12.2000 begehrt wird.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 43 Abs 1, 44 Abs 1 SGB VI aF haben Versicherte bis zur Vollendung
des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU) bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU), wenn sie berufsunfÃ¤hig bzw. erwerbsunfÃ¤hig sind, in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BU bzw. EU drei Jahre Pflichtbeitragszeiten

                               3 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/300.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html


 

zurÃ¼ckgelegt und vor Eintritt der BU bzw. EU die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt
haben.

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs 2 SGB VI aF Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig oder seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten
zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

ErwerbsunfÃ¤hig sind nach Â§ 44 Abs 2 SGB VI aF Versicherte, die wegen Krankheit
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit zu erzielen, das ein Siebtel der
monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt.

Bei der KlÃ¤gerin liegt keine EU im Sinne der genannten Vorschrift vor. Ihr
LeistungsvermÃ¶gen ist nicht so eingeschrÃ¤nkt, dass sie nicht noch eine
TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnte. Dabei wird das LeistungsvermÃ¶gen
der KlÃ¤gerin durch die GesundheitsstÃ¶rungen Epilepsie (mit Grand mal-AnfÃ¤llen
und kurzfristigen Absencen) und ein rezidivierendes HWS- und LWS-Syndrom
eingeschrÃ¤nkt. Das vorhandene RestleistungsvermÃ¶gen reicht jedoch aus,
vollschichtig leichte bis mittelschwere Arbeiten zu verrichten. Die psychische
Belastbarkeit ist beeintrÃ¤chtigt, weshalb Arbeiten mit besonderer Anforderung an
das Konzentrations- oder ReaktionsvermÃ¶gen und Arbeiten unter Zeitdruck nicht
zumutbar sind. Auch sind Schichtarbeiten wegen der Gefahr der AnfallsfÃ¶rderung
nicht mÃ¶glich. Ferner sind TÃ¤tigkeiten an unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen zu
vermeiden sowie TÃ¤tigkeiten mit besonderer Belastung des Bewegungs- und
StÃ¼tzsystems. Bei Beachtung dieser FunktionseinschrÃ¤nkungen ist die KlÃ¤gerin
aber in der Lage, vollschichtig, d.h. etwa acht Stunden tÃ¤glich zu arbeiten.
Zeitliche EinschrÃ¤nkungen sind nicht begrÃ¼ndbar. Auch ist die einem
Versicherten zumutbare tÃ¤gliche Gehstrecke nicht eingeschrÃ¤nkt.

Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt sich der Senat auf das Ã¼berzeugende und
ausfÃ¼hrliche Gutachten des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen Dr.S. , der
die zahlreich vorhandenen Vorbefunde sorgfÃ¤ltig gewÃ¼rdigt und seine
Beurteilung schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet hat. Auch verfÃ¼gt der vom Senat gehÃ¶rte
SachverstÃ¤ndige auf Grund seiner langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit als SachverstÃ¤ndiger
im Bereich der bayerischen Sozialgerichtsbarkeit sowohl Ã¼ber die erforderlichen
Kenntnisse als auch Ã¼ber die praktische Erfahrung um sÃ¤mtliche hier in Betracht
kommenden gesundheitlichen StÃ¶rungen medizinisch zutreffend einzuordnen und
ihre Auswirkungen auf die EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin im allgemeinen
Erwerbsleben sachgerecht zu beurteilen. Dr.S. hat auch darauf hingewiesen, dass
betriebsunÃ¼bliche Pausen â�� entgegen dem Vorbringen der KlÃ¤gerin â�� nicht
einzuhalten sind. Auch wenn von einer HÃ¤ufigkeit der Grand mal-AnfÃ¤lle etwa
untermonatlich ausgegangen wird, fÃ¼hrt das nach Auffassung des Ã¤rztlichen
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SachverstÃ¤ndigen allenfalls zu neun bis 27 Tagen im Jahr epilepsie-bedingter
Leistungsminderung, die aber nicht immer mit ArbeitsunfÃ¤higkeit gleichzusetzen
ist. Dr.S. hat in seinem Ã¼berzeugenden Gutachten keinen Zweifel daran gelassen,
dass Ã¼ber das Jahr gesehen von einer regelmÃ¤Ã�igen achtstÃ¼ndigen
Belastbarkeit am Tage auszugehen ist. Dieser Leistungsbeurteilung, dass die
KlÃ¤gerin vollschichtig einsatzfÃ¤hig ist, hat sich der Senat nicht zuletzt auch
deshalb angeschlossen, weil den Angaben der KlÃ¤gerin Ã¼ber die
AnfallshÃ¤ufigkeit mit Vorsicht zu begegnen ist, nachdem sie am 21.05.2005 bei
der Untersuchung durch Dr.S. ihren Anfallskalender vorgelegt hat, in den sie bereits
die AnfÃ¤lle bis zum 19.06.2005 eingetragen hat.

Nach alledem war und ist die KlÃ¤gerin nicht erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des
Gesetzes. Sie hat auch keinen Anspruch auf Rente wegen BU, weil sie im Hinblick
auf eine fehlende Ausbildung und auf ihr versicherungspflichtiges Erwerbsleben
keinen Berufsschutz genieÃ�t. Sie ist auch nicht voll bzw. teilweise
erwerbsgemindert im Sinne des ab 01.01.2001 geltenden Rechts.

Zusammenfassend lÃ¤sst sich somit sagen, dass sich in den gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnissen im Vergleich zu den Vorbegutachtungen durch Prof. Dr.Dr.N. am
12.12.2001 und Dr.B. am 19.10.2004 wie auch zu den frÃ¼heren aktenkundigen
Befunden eine Verschlimmerung nicht ergeben hat. Der Senat ist deshalb der
Ã�berzeugung, dass die KlÃ¤gerin nach wie vor in der Lage ist, die von ihr bisher
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten weiterhin zu verrichten. Ihre Berufung gegen das Urteil
vom 19.10.2004 war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Bei der gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG zu treffenden Kostenentscheidung war zu
berÃ¼cksichtigen, dass auch die Berufung der KlÃ¤gerin erfolglos blieb.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG die Revision zuzulassen, sind
nicht gegeben.

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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